
 

 

Bekanntgabe der Bezirksregierung Arnsberg Abt. Bergbau und Energie in NRW 

Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

Bekanntgabe des Ergebnisses der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls zur 
Feststellung der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
gemäß §§ 5 Abs. 2 und 7 Abs. 1 S. 1 UVPG. 

 

Az.: - 61.i1-7-2020-1 - 
 
Die RAG Anthrazit Ibbenbüren GmbH, Osnabrücker Str. 141 in 49479 Ibbenbüren, 

hat am 22.09.2020 für das ehem. Bergwerk Ibbenbüren die wasserrechtliche 

Erlaubnis nach §§ 8 Abs. 1 und 9 WHG mit UVP-Vorprüfung für das 

Zutageheben/Zutageleiten, Ableiten und Umleiten von Grubenwasser und Einleiten 

in die Ibbenbürener/Hörsteler Aa beantragt. 

 

Dieses Vorhaben fällt in den Anwendungsbereich des UVPG und bedarf gemäß 

§ 7 Abs. 1 S. 2 UVPG i. V. m. Anlage 1 Nr. 13.3.2 UVPG (Entnehmen, Zutagefördern 

oder Zutageleiten von Grundwasser mit einem jährlichen Volumen an Wasser von 

100.000 m³ bis weniger als 10 Mio. m³ (hier: max. 8,4 Mio. m³)) der allgemeinen 

Vorprüfung des Einzelfalls. 

 

Im Rahmen der Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben keine 

Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

Nach überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG 

aufgeführten Kriterien ist die zuständige Behörde zu dem Ergebnis gekommen, dass 

keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die nach  

§ 25 Abs. 2 UVPG bei einer Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

 

Das zu prüfende Vorhaben besteht aus der zukünftigen Annahme und Einleitung des 

Grubenwassers des ehemaligen Bergwerks Ibbenbüren. Hierzu ist die 

Grubenwasserhaltung des letzten aktiven Betriebsbereichs, des Ostfeldes, temporär 

zum Zweck des Grubenwasseranstiegs eingestellt worden, um somit den 

Grubenwasserspiegel auf ein Annahmeniveau von +63 m NN zu heben. Dieses 

Annahmeniveau wurde als optimales Niveau für einen langfristigen 

Grubenwasserspiegel ermittelt. Nach dem Erreichen dieses Zielniveaus muss das 

Grubenwasser des Ostfeldes erneut angenommen und abgeleitet werden. Die dann 

anzunehmende Wassermenge aus dem Ostfeld ist gegenüber der ursprünglich 



 

 

gehobenen Wassermenge aus der tieferen Wasserhaltung deutlich reduziert. Auch 

werden die ausgetragenen Stofffrachten deutlich geringer sein. 

Da der beantragte Planzustand unter bestimmten baulichen Voraussetzungen ggf. nur 

mit einem Zwischenschritt erreicht werden kann, ist zusätzlich der diesen 

Zwischenschritt beschreibende Besicherungsfall zu betrachten. 

Im Planzustand erfolgt die Annahme des Grubenwassers des West- und Ostfeldes aus 

dem Auslaufbauwerk des Grubenwasserkanals im freien Gefälle in den Stollengraben. 

Nach der Aufbereitung des Grubenwassers in der Anlage zur 

Grubenwasseraufbereitung in Gravenhorst wird das nunmehr aufbereitete Wasser 

wiederum über den Stollenbach in die Hörsteler Aa eingeleitet. 

Die voraussichtlich anstehende Grubenwassermenge beträgt im Planzustand im Mittel 

ca. 6,8 Mio. m³/Jahr bzw. max. 8,4 Mio. m³/Jahr. 

Im Besicherungsfall wird das Grubenwasser des Ostfeldes in einer temporären Anlage 

zur Grubenwasseraufbereitung am Standort Püsselbüren aufbereitet, sofern zum 

Zeitpunkt des Erreichens des Annahmeniveaus des Grubenwassers der 

Grubenwasserkanal noch nicht fertiggestellt sein sollte. In diesem Fall ist eine 

temporäre Grubenwasserannahme am bestehenden Standort Oeynhausen bei rd. +55 

m NN vorgesehen, von wo das gehobene Grubenwasser wie bisher über den 

Ibbenbürener Förderstollen und den verrohrten Stollenbach den Püsselbürener 

Klärteichen zugeführt wird. Von dieser temporären Anlage am Standort Püsselbüren 

wird das aufbereitete Grubenwasser über eine bestehende Ableitung in die 

Ibbenbürener Aa eingeleitet. In diesem Besicherungsfall beträgt die voraussichtliche 

Einleitmenge von Ostfeldwasser in die Ibbenbürener Aa im Mittel ca. 2,35 Mio. m³/Jahr 

bzw. max. 2,9 Mio. m³/ Jahr. Weitere max. 5,5 Mio. m³/Jahr Westfeldwasser werden 

wie bisher aus der bestehenden Anlage Gravenhorst in die Hörsteler Aa eingeleitet. 

Für den Besicherungsfall werden im Vergleich zum Ausgangszustand geringere 

Grubenwassermengen mit einer geringeren Stofffracht über den Stollengraben in die 

Ibbenbürener Aa abgeleitet, wohingegen sich die Situation der Annahme und 

Ableitung des Westfeldwassers nicht verändert. Insgesamt ergibt sich hierdurch 

aufgrund der insgesamt geringeren Grubenwassermenge mit der geringeren 

Stofffracht ein Zustand, der positiv für die ökologische Funktion des Fließgewässers 

Ibbenbürener / Hörsteler Aa zu werten ist. 

Für den Planzustand werden die gemeinsam angenommenen Grubenwässer des 

West- und Ostfeldes nach Aufbereitung in der Anlage in Gravenhorst über den 

Stollengraben an der bestehenden Einleitstelle Gravenhorst in die Hörsteler Aa 

eingeleitet. Die Einleitung des Ostfeldwassers an der Einleitstelle Püsselbüren entfällt 

hiermit und befreit somit das Fließgewässersystem Ibbenbürener / Hörsteler Aa auf 

ca. 2,7 km von den stofflichen Belastungen, des Grubenwassers. Die mit der 

Einstellung der Einleitung am Standort Püsselbüren einhergehende geringfügige 

Erhöhung der Einleitung an der Einleitstelle Gravenhorst führt dort nicht zu relevanten 

Veränderungen. 



 

 

Durch die Verringerung der eingeleiteten Grubenwassermenge in das 

Gewässersystem der Ibbenbürener / Hörsteler Aa werden die Abflussverhältnisse dem 

natürlichen Abflussregime angenähert. Zusätzlich wird die gesamtstoffliche Belastung 

insgesamt reduziert, wodurch sich die ökologische Funktionsfähigkeit des 

Fließgewässersystems verbessern kann. Hierdurch ergeben sich in der Tendenz 

positive Entwicklungen für andere Schutzgüter, die mit dem Fließgewässersystem 

interagieren. Aus dem Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt profitieren die 

gewässergebundenen Arten, im Fall der Überflutung der Überschwemmungsflächen 

das Schutzgut Boden und das damit verbundene Schutzgut Grundwasser. 

Die vorhabenbedingten Auswirkungen können keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter hervorrufen.  

Eine UVP ist daher nicht erforderlich. 

Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 

 

Die Unterlagen zur UVP-Vorprüfung sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen 
des Umweltinformationsgesetzes bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 
Bergbau und Energie in NRW, Goebenstraße 25, 44135 Dortmund, zugänglich. 

Diese Bekanntmachung kann auch im Internet eingesehen werden:  
 
http://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen 
 
Dortmund, 09.02.2021 
 
Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung Bergbau und Energie in NRW 
Im Auftrag 
 
gez. Lange 
 


